
„Freundlich bis fest" hat die
Börse in Prankfurt (Main) auf
den Einmarsch der D-Mark in
die DDR reagiert. Bundesbank-
präsident Pohl dürfte zufrieden
sein, blieb doch der von ande-
ren befürchtete Inilationsschub
aus. Die Stabilität der D-Mark
geriet zu keiner Stunde in Ge-
fahr, weil, wie die westlichen
Kommentatoren hervorheben,
die DDR-Bürger „große Diszi-
plin" geübt haben. Von einem
Konsumrausch war — bis auf
wenige Ausnahmen — nichts
zu spüren; dafür um so mehr
Ernüchterung über die z. T.
verdoppelten und verdreifach-
ten Preise. Und das bei Löh-
nen und Gehältern,'die weni-
ger als 50 Prozent des bundes-
deutschen Durchschnitts betra-
gen. Wer erwartet hatte, daß
die Bürger die begehrte Mark
sofort auf „den Kopp kloppen"
würden, verrät jedenfalls
einen bedenklichen Mangel an
Einfühlungsvermögen in die
Psyche von Menschen, die um

ihren Arbeitsplatz bangen
müssen.

Es ist leicht zynisch, sie ob
ihrer Zurückhaltung zu loben
— wa^ bleibt ihnen unter den
gegebenen Umständen wohl
anderes übrig? Dafür, daß sie
keine großen Sprünge machen
können, haben die Regierun-
gen in beiden Staaten in einer
konzertierten Aktion mit Bun-
desbank und Unternehmerver-
bänden gesorgt. Der vollmun-
dig versprochene l:l-Umtausch
wurde durch ausgeklügelte
Klauseln so weit verändert, daß
sich letztlich „ein Umstellungs-
faktor von rund 1,8 zu 1 er-
gibt, was sehr nahe am ur-
sprünglichen Bundesbankvor-
schlag (von 2:1) liegt", so Pohl
befriedigt.

Mit dem Hinweis, man dürfe
auf keinen Fall die Stabilität
der DM gefährden, hatte Bonn
nahezu alle Nachbesserungs-
Forderungen im Staatsvertrag
abgeblockt. Die DDR-Regie-
rung nahm aus dieser höheren
Einsicht in Kauf, daß Millio-
nen Sparer um die Hälfte ihrer
Einlagen geprellt wurden. Sie
verdient ein Bienchen. Von
der Bundesbank.

Waren es neue Töne dieser
Tage auf einer Pressekonfe-
renz der DDR-SPD? Der stell-
vertretende Parteivorsitzende
Karl-August Kamilli und der
Geschäftsführer der Volks-
kammerfräktion, Christian
Schultze, hatten die Medien-
vertreter eingeladen, um ihnen
den S'tandpunkt ihrer Partei
zur PDS vorzustellen. Vieles,
was man der Presse diesmal
bot, war so oder ähnlich schon
zu hören. Die PDS, so Schultze,
habe „alte Schwierigkeiten
mit der Wahrheit", sie müsse
die geschichtlichen Fakten end-
lich vollständig auf den Tisch
legen. Solange sie, ergänzte
Kamilli, ihre Haltung zum
eigenen Eigentum und zum
Verhältnis SED - Staatssicher-
heit nicht klärt, sei sie keine
linke Partei, sondern eine
totalitaristische — heftige Zwei-
fel also an der Erneuerung der
PDS. Das Mißtrauen steckt,
wie Schultze treffend sagte,
noch tief in den Knochen. Im-
merhin, es war auch von Ver-

söhnung die Rede. Vorher je-
doch müsse die PDS. . . Siehe
oben. , i

Begrüßenswert ist, daß die
SPD'Vertreter Versöhnung
für möglich halten und dazu
beitragen wollen. Natürlich
bleiben Fragen: Entspricht es
denn den Tatsachen, der PDS
jegliche Bereitschaft zur Er-
neuerung abzusprechen? Nicht
alle führenden Sozialdemokra-
ten denken so, wie das ND-
Interview mit Ibrahim Böhme
vom Wachenende zeigt. Ist es
verantwortungsbewußt und
redlich, wenn Kamilli auf der
erwähnten Pressekonferenz
über Parallelen zwischen SED
und NSDAP sinniert? Wenn er
öffentlich „Denkmodelle" dar-
über entwickelt, daß ehema-
lige PDS-Mitglieder in leiten-

.den Wirtschaftsfunktionen
soziale Zwietracht säen, um so
der PDS Munition im Wahp
kämpf zu liefern?

Ja, das Mißtrauen sitzt tief.
Versöhnung mit Sachlichkeit
und Sensibilität anzustreben,
sind beide Seiten angehalten.
Und am besten nicht wie beim
Fernschach, sondern an einem
Tisch.

Weiteren Popularitätsgewinn
wird Boris Jelzin, prominen-
tester Vertreter der Demokra-
tischen Plattform, mit seinem
auf dem KPdSU-Parteitag
vorgetragenen Sturmangriff
gegen die Konservativen wohl
erlangen. Auf alle Fälle hat er
auch dafür gesorgt, daß die
Aufmerksamkeit der UdSSR-
Öffentlichkeit, die bislang dem
Geschehen hinter den Kreml-
mauern ziemlich gleichgültig
folgte, geweckt wurde.

Und er hat ja auch so recht,
wenn er davor warnt, daß die
KPdSU hoffnungslos ins Ab-
seits gerät, wenn die Reform-
politik nicht konsequent vor-
angetrieben wird. Wie das
geht, hat man ja anderswo
bereits erlebt. Und auch in
der Sowjetunion selbst — siehe
Litauen, wo die KP schon jetzt
an den Rand gedrückt wor-
den ist.

In so manchem Parteibüro
und Amt sitzen fünf Jahre
nach Perestroika-Beginn noch
immer nicht wenige, die von
Breshnew träumen und sich

nicht in die Umgestaltung
integrieren. -

Verhängnisvoll aber wäre
es, zu Massenaburteilungen al-
ler rufen zu wollen, die nicht
den Ideen der Demokratischen
Plattform anhängen. Der mitt-
lerweile so verwaschene Be-
griff „Konservativer" ist dazu
nur zu gut geeignet. Jelzins
These, daß auf dem Parteitag
nicht über das Schicksal der
Perestroika, sondern „nur"
über das der KPdSU oder gar
lediglich der oberen Partei-
kreise entschieden werde, ist
ein Irrtum. Mit der KPdSU
geht die Umgestaltung schon
schwer genug voran, ohne sie
ist sie am Ende.

Auch wenn's schwerfällt:
ein breiter Konsens ist un-
verzichtbar. Sonst spielt man
den Kräften von gestern in
die Hand. Kompromisse wird
man schon machen müssen.
Moskaus Radikalreformer be-
ginnen ja auch die Marktwirt-
schaft mit der Austeilung von
Lebensmittelkarten, was eher
an Kriegskommunismus er-
innert.

Der Kurzschluß ist erst ein-
mal hinausgezögert. Vom Netz
indes dürfte das Thema —

.Übernahme der DDR-Strom-
wirtschaft durch drei Energie-
riesen der BRD — längst noch
nicht sein. In der Volkskam-
merdebatte am Freitag fanden
sich nicht wenige Widersacher
einer solchen Ehe. Ein Antrag
verlangte, daß, auch andere in-
teressierte BRD-Firmen eine
Chance zur Zusammenarbeit
erhalten. Das letzte Wort ist
längst noch nicht gesprochen.

Wenn zwei sich innig lie-
ben, der eine es nötig und der
andere viel Geld hat, was
steht einer Vermählung im
Wege? Und der Bräutigam ist
begütert: die Rheinisch-West-
fälischen Elektrizitätswerke
(RWE), Preußen Elektra und
das Bayernwerk, das sind die
großen Drei im bundesrepu-
blikanischen Energiegeschäft.
Die Braut wird obendrein von
ihrem Vormund, Energiemini-
ster Steinberg (CDU), förm-
lich in die Ehe geschubst.

Die westlichen Freier inter-
essiert weniger die Braut, die .
wahrlich nicht ansehnlich ist,
sondern deren Mitgift: ein
ganzes Land von Kap Arkona
bis Fichtelberg, eventuell so-
gar noch die Anrainer. Der
Kaufpreis beläuft sich auf
zwei Milliarden für die Kraft-
werkssanierung plus 300 Mil-
lionen für die Netzerneuerung.

Kommt der „Knebelungs-
vertrag" (Stuttgarts OB Rom-
mel) zustande, wird eine
Chance vertan zur tiefgrei-
fenden Erneuerung des ge-
samten Energiesektors mit
Blick auf die Zukunft, auf
kostengünstige, umweltfreund-
liche, risikoarme Technologien.
Gegen eine Beteiligung der
Energieriesen ist nichts einzu-
wenden. Auch im Interesse
der Realisierung von Arbeits-
platzsicherungskonzeptionen.
Aber eben bei Strukturen, die
Wettbewerb zulassen und nicht
ein Monopol durch ein ande-
res ersetzen, wobei der Ver-
braucher letztlich das Nach-
sehen hat.

Frau Hudebrandt, die Ministerin
für Arbeit und Soziales, hat Sor-
gen. Der Andrang auf den Ar-
beits(losen)ämtern nimmt be-
ängstigend zu. Leider versuchen
viele Leiter, ihre Unternehmen zu
retten, indem sie rigoros „ab-
specken" und blaue Briefe ver-
schicken. Irgendwo müssen sie
sich das abgeguckt haben. Oder
ihnen stehen die falschen Berater
zur Seite. Logisch, daß Gewerk-
schaften mit Kampfmaßnahmen
auf die zunehmende Unsicherheit
reagieren . . .

Die von der Regierung offe-
rierte Gegenstrategie heißt: bes-
sere Nutzung aller Möglichkeiten
des Arbeitsförderungsgesetzes
(AFG), Kurzarbeit statt Arbeits-
losigkeit, Umschulung statt Ent-
lassung. Dafür hat das DDR-AFG
gegenüber dem der BRD leichte
Modifizierungen erfahren. Es
wird die berufliche Weiterbil-
dungsmaßnahme auch dann ge-
fördert, wenn das Arbeitsverhält-
nis noch nicht gelöst ist, Kurz-
arbeitergeld bereits gezahlt, wenn
Arbeitslosigkeit d r o h t . Und
zwar in Höhe von 68 Prozent des
letzten Nettoeinkommens, wenn
ein Kind zu versorgen ist. sonst
sind es 63 Prozent der ausgefalle-
nen Stunden^ Für geleistete Ar-
beitszeit gibt es natürlich Ar-

beitslohn. Diese Regelungen
gelten bis Mitte 1991, dann ist die
Zuwendung daran gebunden, daß
der Arbeitsausfall nur vorüber-
gehend ist. i

Was da an Um- und Weiterbil-
dung auf die Arbeiter und Ange-
stellten zukommt, dürfte erheb-
lich sein. Nach vorsichtigen
Schätzungen fehlt 20 bis 30 Pro-
zent der Beschäftigten die rich-
tige Qualifikation für marktwirt-
schaftliche Bedingungen. Wer
trägt nun die Bildungskosten? Für
Mitarbeiter, die zunächst nicht
weiterbeschäftigt werden können,
aber nicht entlassen werden,
übernimmt das Arbeitsamt die
Finanzierung. Bei „kleinen" Qua-
lifizierungsmaßnahmen gibt's
Kurzarbeitergeld, dem Betrieb
werden Personal- und Sachkosten
erstattet. Bei „großer" — länger-
laufender, ganztägiger — Qualifi-
zierung übernimmt das Arbeits-
amt gleichfalls die Kosten ganz
oder teilweise. Es bezahlt also,
was Lehrgang, Lernmittel, Fahr-
ten, Arbeitskleidung kosten. Die
Teilnehmer bekommen ein Un-
terhaltungsgeld, sofern sie zuvor
arbeitslos, ungelernt oder von Ar-
beitslosigkeit bedroht waren. Es
beträgt 73 Prozent des Nettover-
dienstes, wenn ein Kind mit zu
versorgen ist, sonst 65 Prozent.

^Hatte KPdSU-Generalsekretär
Michail Gorbatschow die „tief-
greifenden Wandlungen in Ost-
europa" im Verlaufe seines drei-
stündigen Rechenschaftsberichtes
an den Parteitag eher knapp be-
handelt, war das Thema damit
längst nicht erledigt. Die Dele-
gierten fragten nach: Wie konn-
ten Warschauer Pakt und RGW
zerfallen, wurde die DDR an
Bonn verschenkt, steht man dem
Schicksal der Kommunisten in
diesen Ländern gleichgültig ge-
genüber?

Solche Fragen gründen sich
nicht zuletzt darauf, daß die so-
zialistische Führungsmacht an-
scheinend bewundernd und zu-
weilen gar überrascht das raJ
sende Tempo der letztlich von
ihr selbst mit Beispielkraft in
Gang gesetzten Veränderungen
anderswo betrachtete. Nicht wie
ein Stafettenstab war die sowje-
tische Perestroika den kleineren
Partnern weiterzureichen. Diese
zeigten sich letztlich überfordert,
aus der tiefen Krise zwar mit
Blessuren, aber doch als politisch
bestimmende v Kräfte hinauszu-
kommen. Die Einschätzung der
Ursachen des politischen Ver-
lustes hat begonnen. Doch sie
braucht Zeit.

Dies um so mehr, da man sich
noch, längst nicht einig zeigt.
Alexander Jakowlew verwies
darauf, daß die „Politik dieser
Parteien nicht von den Völkern
als die ihre angenommen wurde"
und Beschlüsse des ZK nicht dert
Fakt aus der Welt schaffen, daß
das Lebensniveau von West-
deutschland entschieden höhfer ist
als das ostdeutsche. Außenmini-
ster Schewardnadse blickte opti-
mistisch in eine Zukunft der Ko-
operation mit solchen Staaten
und vertrat wie Gorbatschow und
Jakowlew die Auffassung, daß
das Volk der DDR sein Schick-
sal selbst entschieden habe, und
stellte' diplomatische Hilfe auf
der Grundlage der Menschen-
rechtskonvention und anderer
Grundsatzdokumente für den
Fall der Verfolgung von Kom-
munisten in Aussicht. Trotzdem,
es sei nicht das sozialistische Sy-
stem zerfallen, sondern die Vor-
stellungen davon.

Jegor Ligatschow zeigte sich da
entschieden kritischer Nachdem

er bereits entschiedenen Wider-
spruch zu einem Kurs geübt
hatte, der den Verlust des euro-
päischen Vorfeldes zur Folge ge-
habt habe, wandte er sich nun-
mehr scharf gegen die Art der
deutschen Vereinigung. Das sei
keine Vereinigung, im besten
Falle eine Angliederung.

Da wird man auch über die
These nachzudenken haben, dafi
die gewesenen osteuropäischen
Partner die Zeichen der Zeit
anno 1985 nicht richtig verstan-
den und der Perestroika nur wi-
derwillig gefolgt seien. Doch hat
nicht alles auch zu spät begon-
nen? 1953, 1956, 1968 oder die
Angst von 1980 in bezug auf die
polnische Entwicklung erinnern
daran, daß Abweichungen vom
rechten Wege nicht nur unwillig
betrachtet, sondern stets auch
„rechtzeitig" unterbunden wur-
den. Da waren der „Prager
Frühling", der „Gulasch-Kom-
munismus" eines Jänos Kädär
und eine DDR mit Blick zur
Mauer und dem Rücken zur
Wand. Wer mag des heute un-
geliebten Honeckers erinnert sein,
der durch den Raketenzaun zum
Dialog rief und mehrfach kein
Moskauer Visum für die Reise
nach Bonn in den Staatspaß ge-
stempelt bekam. Wie sagte Sche-
wardnadse am Samstag: „Alle
Entscheidungen, verbunden mit
Osteuropa, den deutschen Ange-
legenheiten, wurden ^kollektiv
ausgearbeitet und angenommen
auf der Ebene der höchsten poli-
tischen Führung des Landes."
Zweifel, daß dies vor Glasnost
und Perestroika anders war, gibt
es keine.

Der 28. KPdSU-Parteitag hat
in diesen Tagen auch hier einen
Aufbruch vollzogen. Fragen sind
gestellt, Antworten werden ge-
sucht: Die Glasnost der frühen
Perestroika, die neue Offenheit
der Sozialisten nach der Nieder-
lage auf dem europäischen Kon-
tinent und der Jubel der Sieger
nicht zuletzt in Bonn haben dick
aufgetragene Tünche noch längst
nicht bis zur Schicht der histori-
schen Wahrhaftigkeit abtragen
können.

Der Qualifizierungsbedarf ist,
wie gesagt, riesengroß. In den
Büros werden Leute gebraucht,
die sich mit EDV, Kommunika-
tions- und Schreibtechnik ausT
kennen, Fremdsprachen können,
etwas von Betriebswirtschaft, von
Kostenrechnung und Buchhaltung
verstehen. Im Bereich Handel/
Verkauf fehlt Wissen für Marke-
ting, Warenkunde und Kunden-
betreuung, Werbung. Wachstums-
bereiche sind auch Handwerk,
Hotel- und Gaststättengewerbe,
Umweltschutz, Gesundheitswe-
sen.

Ob Kurzarbeit, die Rezeptur
der Regierung gegen lange Ar-
beitslosigkeit, allenthalben ange-
nommen wird, bleibt fraglich.
Nicht von ungefähr spannte sich
jetzt Staatssekretär Günther
Krause, des Regierungschefs Mann
für alle Fälle — Staatsverträge
und dergleichen —, vor den Pro-
pagandakarren der Kurzarbeit
und nannte sie einen Beitrag zu
„sozial verträglicher Sanierung".
Zugleich wandte er sich gegen den
in der DDR praktizierten „Wild-
westkapitalismus". Allgemeine
Appelle an die „soziale Verant-
wortung der Arbeitgeber" wie
auch an die Solidarität der Nicht-,
Halb- und Vollbeschäftigten sind
bis jetzt verhallt. Offenbar sind

weder die neuen „Arbeitgeber"
sehr angetan davon, massenhaft
„Arbeitnehmer" im Betrieb zu
haben, die gar nicht arbeiten; noch
wollen die Gewerkschaften die
damit verbundene drastische De-
facto-Reduzierung der Einkom-
men hinnehmen. Zumal die Le-
benshaltungskosten eher steigen
denn sinken. Hinzu kommt, daß
in Betrieben, die nicht sanierungs-
fähig sind, die man also nach Mei-
nung eines Regierungsvertreters
„krachen gehen lassen muß", die
Variante Kurzarbeit schon vor
der Geburt gestorben ist.

Was hilft's - für etwa 1,4 Mil-
lionen Arbeiter und Angestellte
ist schon jetzt oder binnen kurzem
Umqualifizierung notwendig.
Daran gemessen sind allerdings
die von den Arbeitsämtern der
DDR angebotenen Fortbildungs-
und Umschulungsprogramme für
bislang 40 000 Bürger nicht mehr
als ein Tropfen auf. den heißen
Stein. Nur 14 000 Leute haben
davon Gebrauch gemacht. Der
Überblick darüber, was jn den
Betrieben passiert, fehlt. Wie
auch immer — wird die Medizin
angenommen, dann liegt die
Zahl der registrierten Arbeitslo-
sen unter den Prognosen. Aber
in Sachen Kurzarbeit wäre die
DDR heimlicher Weltmeister.

Zürich (ADN). Eine „totale Kapi-
tulation" der DDR im deutsch-
deutschen Vereinigungsprozeß
konstatierte der Züricher „Tages-
Anzeiger" am Wochenende in
einem Leitartikel. Spätestens seit
dem Einzug der D-Mark sei die
DDR zu einem „Anhängsel der
Bundesrepublik Deutschland ver-
kommen, deren Berater im Hin-
tergrund in allen wichtigen DDR-
Ministerien die Fäden ziehen . . .
Tatsächlich ist es der neuen Re-
gierung von Anfang an nicht ge-
lungen, im DDR-Chaos Ordnung
zu schaffen . . . Die widersprüch-
lichen Entscheide und Aussagen
vieler Minister und die kabarett-
reifen Vorstellungen des Parla-
mentes verstärken im Gegenteil
das allgemeine Durcheinander.
Dazu kommt, daß sich die Volks-
kammer, fast wie in alten Zeiten,
zum Kopfnicker-Gremium ent-
wickelt hat."

Mittlerweile wüßten nicht nur
die DDR-Bürser wie sieh die

Bundesdeutschen die Einheit vor-
stellen. „In der BRD soll alles
beim alten bleiben, während die
DDR ihre Identität an der Garde-
robe des gesamtdeutschen Hauses
abgeben muß." Bundesdeutsche
Politiker und Medien verlangten
von der DDR „jene gnadenlose
Abrechnung mit dem Sozialismus,
die in Westdeutschland nach dem
Ende des Faschismus nicht statt-
gefunden hat". Der Bannstrahl
treffe vor allem PDS-Mitglieder,
Herbstrevolutionäre, Kultur-
schaffende und andere Intellek-
tuelle, die im nachhinein als
SED-Komplizen beschimpft wür-
den. Dieser rüde Umgang mit
großen Teilen der ehemaligen
DDR-Elite stimme noch bedenk-
licher als die Behandlung der
DDR als Ganzes. Denn nach dem
Vollzug der staatlichen Einheit
habe die bundesdeutsche Mehrheit
freie Hand. Dann gebe es keine
Möglichkeit mehr, Hexenjagden zu
verhindern

Über Euch möchte ich mich mit
einer öffentlichen Frage an den
PZV der Deutschen Post wenden.
Wer gibt dieser Institution das
Recht, meine Kundennummer mit
Anschrift einem BRD-Verlag zur
Verfügung zu stellen? Es wird sich
ja sicher um eine serjöse Firma
handeln, dennoch wäre ja auch
Gegenteiliges möglich. Ich bin der
Meinung, jeder Pastkunde muß
ein Recht auf persönlichen Daten-
schutz (dazu zähle ich meine Kun-
dennummer und Anschrift) haben,
zumal ich mich ja bei Bedarf
selbst an entsprechende Firmen
wenden kann.

H. Engelfnann,
Zittau, 8800

Arbeitslosigkeit wirft für Bürger,
die davon betroffen sind, Fragen
auf, für die es noch keine Ant-
wort gibt. Zum Beispiel: Die Ein-
führung der Währungs-, Wirt-
schafts- und Sozialunion wird die
Lebenshaltungskosten spürbar
nach oben treiben. Die Folge, es
wird harte Lohn- und Gehalts-
kämpfe geben. In einigen Zwei-
gen der Wirtschaft hat der Kampf
schon begonnen. Wenn die Netto-
löhne erheblich steigen, wird ein
Werktätiger, der dann arbeitslos
wird, für die Berechnung seines
Arbeitslosengeldes einen hohen
Nettolohn zur Verfügung haben.
Die Nettolöhne der Arbeitslosen,
die heute schon ohne Beschäfti-
gung sind, gehören dann zu den
niedrigsten, die als Berechnungs-
grundlage dienten. Das führt
zwangsweise zu ungerechten Un-

teibchiedun bei der Zahlung von
Arbeitslosengeld. Die Bürger, die
heute schon arbeitslos sind und
aus Altersgründen keine Arbeit
finden, bleiben auf der Strecke.

Hans Kruger,
Berlin, 1142

Der Versorgungsgrad mit Kinder-
krippenplätzen wird „zurückge-
fahren", Kindergartenplätze ste-
hen zur Disposition, im Freizeit-
bereich unserer Schüler ist die
Zukunft vieler Sporteinrichtun-
gen ungewiß, und die staatlichen,
für die Schüler kostenlosen

„Schülerfreizeiteinrichtungen ",
„Häuser der Kinder" und „Schü-
lerzentren für Bildung und Frei-
zeit" (oft genug die einzigen
Einrichtungen im Kreis, die den
Schülern sinnvolle Betätigung auf
solchen Gebieten wie Modellbau,
Ökologie, Wandern und Touristik,
Elektronik, Informatik, Chor und
Singegruppen u. a. gestatten) se-
hen einer sehr Ungewissen Zu-
kunft entgegen.

In Berlin-Mitte und Marzahn
haben sich bereits kommerzielle
Verwerter für die staatlichen Ein-
richtungen angemeldet, in Berlin-
Weißensee wird diese Einrichtung
der Abt. Kultur und Soziales
übergeben.

Der Minister für Bildung und
Wissenschaft, dem diese Einrich-
tungen letztendlich unterstehen,
hüllt sich in Schweigen und läßt
die Fragen der besorgten Eltern,
ihrer Kinder und deren Vertreter
unbeantwortet. Noch kommen in
Berlin täglich Hunderte und in
der ganzen Republik Tausende
Schüler in „ihre" Einrichtungen,
um ihren Interessen nachzugehen,

zu spielen und sich zusätzliche
Kenntnisse, Fähigkeiten und
Fertigkeiten anzueignen. .Wie
lange noch?

Wer übernimmt die politische
Verantwortung, wenn durch fi-
nanzielle Kürzungen an falscher
Stelle und nicht logisch begründ-
baren Umstrukturierungen, die
eindeutig zu Lasten unserer Kin-
der gehen, unsere Schüler weite-
ren Halt verlieren, mit all den
zu erwartenden Folgen?

Gerd Melcher,
Berlin, 1090

Herr Ministerpräsident! Ich er-
hielt per Post die Information
zum Staatsvertrag „Neue Freiheit,
neue Sicherheit". Ich hatte weder
Ihre Regierung, schon gar nicht
die der BRD um solche Infor-
mation gebeten. Ihr Herr Dr.
Krause (der zwar angeblich nur
Vorgespräche zu diesem Verge-
waltigungsakt geführt haben sollte,
dann aber* wie sich herausstellte,
doch verhandelte) hat so viel sol-
cher Informationen zu diesem Ver-
trag gegeben, daß ich ausreichend
informiert war, um/ zu wissen,
was mich an sogenannter Freiheit
und Sicherheit erwartet. Ich ver-
stehe nicht, wieso das Ministe-
rium für Medienpoliitk soviel
Geld auf solche Postwurfsendun-
gen verwenden kann, wo wir
doch mit dem Geld sparen sollten.
Ich finde, diese Summe wäre
wahren sozialen Anliegen dien-
licher gewesen. Ich bedanke mich
dennoch für das Papier, werde es
sehr gut aufheben und genau mit
der Realisierung der Verträge I
und II vergleichen. Hochachtungs-
voll

Edith Wäscher,
Berlin, 1035

Ich bin ein Demokrat . . .
und wasche seit der "Wende
in Unschuld meine Hände,
denn ich bin Demokrat,
ein freier Demokrat!
Ich bin ein Demokrat . . .

Bei Erich und bei Walter
war ich nur Mitgestalter,
und was ich für sie tat,
tat ich als Demokrat.

Ich war Parteisoldat . .
Und für die vielen Prämien
brauch ich
mich nicht zu schämien,
denn ich war akkurat,
sozialer Demokrat.

Ich bin mit Rat und Tat . . .
und fast ununterbrochen
in keinen Arsch gekrochen
als SED-Kamerad
und Gruppen-Kampf-Soldat.

Bald bin ich Aufsichtsrat ....
und ganz uneigennützig
versuch' ich basis-mützig
mich dann auch moderat
als neues Wahlplakat.

Ich bin ein Demokrat . . .
und bei der nächsten Wende,
da steig' ich ganz behende
aus meinem Wahlplakat
in den Ministerrat.

Arnold Eisensee,
Berlin, 1156

Der Autor dieser Verse wurde
1960 von der Zentralen Partei-
kontrollkommission der SED aus
der Partei ausgeschlossen, was

Washington/Berlin (ADN/ND).
USA-Präsident George Bush hat
dem sowjetischen Präsidenten
Michail Gorbatschow eine persön-
liche Botschaft über den NATO-
Gipfel in London übermittelt,
teilte das Weiße Haus am Wo-
chenende mit. Nach den Worten
von Präsidentensprecher Marlin
Fitz water solle die Botschaft der
Unterstützung der Reformbemü-
hungen Gorbatschows dienen.

Bush sei von der günstigen
Reaktion Moskaus auf die NATO-
Vorschläge ermutigt worden. Wa-
shington zeige sich „sehr erfreut",
daß in Moskau das NATO-Tref-
fen als „produktiv und hilfreich"
für die eigenen Bemühungen ein-
geschätzt wurde. Fitzwater
machte jedoch zugleich deutlich,
daß die ' USA-Administration
nicht gewillt ist, auf die Bitten
Moskaus nach westlicher Finanz-
hilfe zu reagieren.

Unterdessen hat Polen die Ent-
scheidungen des Londoner NATO-
Gipfels als „positiven Schritt"
begrüßt. Wie Außenamtssprecher
Wladyslaw Klaczynski in War*
schau sagte, erleichterten die Be-
schlüsse die Suche nach Lösungen
für ein europäisches Sicherheits-
system, wie auch für das Pro-
blem der NATO-Zugehörigkeit
des vereinigten Deutschlands.

Polen steht einer Einbindung
Gesamtdeutschlands' in die NATO
positiv gegenüber. Als Voraus-
setzung wird der Verzicht auf
eine militärische Ausdehnung der
NATO auf das Territorium der
heutigen DDR angesehen. Außer-
minister Krzysztof Skubiszewski
hatte dazu jüngst bekräftigt, daß
Polen diese Lösung in jedem
Fall der Neutralität vorzieht.

Schwerwiegende Mängel am
Ergebnis des NATO-Gipfels hat
hingegen der SPD-Abrüstungs-
experte Hermann Scheer kriti-
siert. Besprochen worden seien
nur solche „Neuerungen, die
ohnehin selbstverständlich sind",
erklärte Scheer in Bonn. Scheer
kritisierte das. Bestreben der
NATO, eine Dauereinrichtung
bleiben zu wollen, statt sich ge-
meinsam mit dem Warschauer
Vertrag in eine gesamteuropä-
ische Sicherheitsstruktur aufzulö-
sen. Sie wolle zudem die atomare
Abschreckung in modifizierter
Form weiterführen. Schließlich
werde eine wirkliche Abrüstung
in Europa durch britische und
französische Atomrüstung unver-
ändert blockiert. Zwingend not-
wendig sei ein genereller Ver-
zicht auf nukleare Abschreckung.

Als Klaus von Dohnanyi (SPD) An-
fang der 70er Jahre auf die Bon-
ner Polit-Bühne kam, versahen
ihn Berufskollegen mit dem Eti-
kett: der „kleine Kennedy aus
Bayern". Denn bis dahin galt der
Mann auf Erfolg programmiert.
Der Jurist promovierte in Mün-
chen in rekordverdächtigter Zeit
magna cum laude über Grund-
stücksrecht, studierte an den fein-
sten Universitäten der USA, war
mit 28 Jahren Leiter der Pla-
nungsabteilung bei Ford in Köln
und mit 32 Mitgesellschafter des
Marktforschungsinstituts „Inf ra-
test". Aus seiner Amtszeit als Re-
gierender Bürgermeister von
Hamburg (bis 1988) zumindest
kennt Dohnanyi ziemlich gut die
Probleme der DDR-Wirtschaft. In

KLAUS VON DOHNANYI - erst
Schulzeit, jetzt „Lehrzeit in Leip-
zig Repro aus: .'Der Spiegel"

Gesprächen mit Honecker, Mittag
und Häber ging es des öfteren um
Handels- und Wirtschaftsbezie-
hungen zum Kunden DDR. An-
fang der 80er Jahre machte er
sich in einem Schnellkurs mit den
schweren Wirtschaftsproblemen
Hamburgs bekannt. Als erstes
brachte er unter dem Schlagwort
„Standort Hamburg" eine Wirt-
schaftspolitik auf den Weg, die
sich entgegen alter Denkweisen
nicht mehr nur an Meer und Ha-
fen, sondern auch an den Binnen-
märkten orientierte.

Ob der heute 62jährige ein ähn-
liches Kunststück auf anderem
Terrain noch einmal fertig-
bringt? Dohnanyi muß sich in
einem Schnellkurs mit der gege-
benen DDR-Wirtschaftssituation
vertraut machen. Denn in der
vergangenen Woche übernahm er
in Leipzig, der Stadt seiner
Schulzeit, den Vorsitz im Auf-
sichtsrat der TAKRAF-Schwer-
maschinen AG. Hatte er während
seiner Bürgermeisterzeit in Ham-
burg ein renommiertes Unterneh-
men in der Stadt schließen las-
sen, weil es ökologisch nicht ver-
tretbar war, so dürfte er in Klein-
Paris jedoch für andere Aufgaben
engagiert worden sein.

Bienchen von
der Bundesbank

Baut Fernschach
Mißtrauen ab? Viele offene Fragen

zum Abschied von Osteuropa

Totale Kapitulation der
DDR im Einigungsprozeß

Eine Frage an den
Postzeitungsvertrieb

Nettolöhne und
Arbeitslosigkeit

Werden unsere Kinder
weiteren Halt verlieren?

Mein neuer
Demokrat

Botschaft Bushs
an Gorbatschow

Der „Meine tKennedy**
in Klein-Paris
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